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Vorwort

Liebe Mitbürgerinnen,
liebe Mitbürger 

Menschen mit Behinderung bekom-
men im Alltag vielfältige Unterstüt-
zung, um am gesellschaftlichen Le-
ben weitgehend ohne Barrieren und 
Einschränkungen teilhaben zu kön-
nen. Viele Behörden, Institutionen 
und Verbände leisten hierzu ihren 
Beitrag.

Trotzdem tragen die Betroffenen 
selbst meist umfangreiche Kosten, 
die anderen Menschen nicht ent-
stehen. Das Steuerrecht will diese 
„außergewöhnlichen Belastungen“ 
in fi nanzieller Hinsicht zumindest 
annähernd ausgleichen. Daher wer-
den zwangsläufi ge Kosten im Zu-
sammenhang mit einer Behinde-

rung steuermindernd berücksichtigt.
Diese Broschüre soll Menschen mit 
Behinderungen und deren Angehöri-
gen einen Überblick über die vielfäl-
tigen Steuererleichterungen geben. 
Gerade wenn Menschen erstmals mit 
diesem Thema konfrontiert werden, 
sind solche Informationen hilfreich.

Mit freundlichen Grüßen

Michael Boddenberg

Hessischer Finanzminister
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Einleitung

Zum Umgang mit dieser Broschüre
Die steuerlichen Sondervorschriften 
für Menschen mit Behinderung sind 
vielfältig und nicht immer leicht ver-
ständlich. Um hier eine Hilfestellung 
zu geben, ist der Inhalt der Broschüre 
nach Steuerarten gegliedert. Rechtlich 
anspruchsvolle Abhandlungen wer-
den mit Beispielen zusätzlich erläutert.

Allgemeine Informationen sind kurz 
gefasst: Übliche Begriffe wie „Wer-
bungskosten“, „Sonderausgaben“ 
oder „außergewöhnliche Belastun-
gen“ werden nicht besonders erläu-
tert. Wenn Sie Näheres über solche 
Begriffe erfahren möchten, finden 
Sie ausführlichere Erläuterungen in 
der Broschüre „Lohnsteuer 2023 - Ein 
kleiner Ratgeber“, die Sie auf www.
finanzen.hessen.de unter der Rubrik 
„Infomaterial“ herunterladen können.

Details hierzu sind auch in den Anlei-
tungen zur Einkommensteuererklä-
rung enthalten. Diese sind mit den 
Erklärungsvordrucken erhältlich oder 
auf www.finanzen.hessen.de unter 
der Rubrik „Steuern/Vordrucke“ ver-
fügbar.

Zur weiteren Information dienen die 
in dieser Broschüre vorhandenen 
Fundstellen jeweils am Ende der 
Abhandlungen. Diese Fundstellen 
geben an, wo die Steuervergünsti-
gungen in den Steuergesetzen und 
Verwaltungsanweisungen (aktuelle 
Einkommensteuer-Richtlinien, Lohn-
steuer-Richtlinien) zu finden sind.

Bitte beachten:
Der begünstigte Personenkreis unter-
scheidet sich bei den einzelnen Steu-
ererleichterungen nach Grad und Art 
der Behinderung. Deshalb wurde in 
der Übersicht auf Seite 7 und in den 

betreffenden Abschnitten angegeben, 
wer jeweils Begünstigter sein kann.

Leider kann diese Broschüre nicht 
auf alle Fragen und steuerlichen Be-
sonderheiten abschließend einge-
hen. Sie erhebt daher auch keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit.

Für weitere allgemeine Fragen rund 
um das Thema Steuern steht Ihnen die 
Servicehotline des Landes Hessen un-
ter der kostenfreien Rufnummer 0800 
522 533 5 jeweils von Montag bis Frei-
tag in der Zeit von 8:00 bis 18:00 Uhr 
zur Verfügung. Bitte beachten Sie, dass 
die Servicehotline keine steuerliche 
Beratung leisten darf. Des Weiteren ist 
es nicht möglich, auf konkrete Einzel-
fälle einzugehen.

Bei Fragen zu Themen rund um 
Ihre persönliche Steuererklärung 
oder zu Ihrem Steuerbescheid 
wenden Sie sich daher bitte an 
das für Sie zuständige Finanzamt. 
Hierzu können Sie den Anrufser-
vice nutzen. Buchen Sie online unter  
https://finanzamt.hessen.de/service/
anrufservice-buchen einen freien An-
ruftermin und Ihr Finanzamt ruft Sie 
zurück.

Der Darstellung aller in dieser Bro-
schüre behandelten Steuererleichte-
rungen liegt die ab 2023 geltende 
Rechtslage zugrunde.

Einreichen von Belegen
Bitte beachten Sie, dass Sie Belege mit 
der Einkommensteuererklärung nur 
dann einreichen müssen, wenn in den 
Vordrucken oder Anleitungen aus-
drücklich darauf hingewiesen wird. 
Die Belege müssen Sie aufbewahren 
und gegebenenfalls auf Anforderung 
des Finanzamtes einreichen.
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Einkommen- und Lohnsteuer

1 Pauschbeträge für behinderte Menschen
Es ist oft sehr mühsam, sämtliche 
Aufwendungen, die infolge einer Be-
hinderung entstehen, aufzuzeichnen 
und die entsprechenden Belege zu 
sammeln. Deshalb werden bestimmte 
Kosten ohne Nachweis in einem pau-
schalen Verfahren als außergewöhnli-
che Belastungen berücksichtigt. Hier-
zu wird Ihnen der Pauschbetrag für 
behinderte Menschen gewährt.

Wie hoch ist der Pauschbetrag?

Die Höhe des jährlichen Pauschbe-
trags richtet sich nach dem dauern-
den Grad der Behinderung:

Blinde (Merkzeichen „Bl“), Taub-
blinde (Merkzeichen „TBl“), hilflose 
Personen (Merkzeichen „H“) sowie 
Schwerstpflegebedürftige mit Pfle-
gegrad 4 oder 5 erhalten einen 
Pauschbetrag von 7.400 Euro.

Die Pauschbeträge sind Jahresbeträ-
ge. Sie werden auch dann in voller 
Höhe gewährt, wenn die Vorausset-
zungen nicht während des gesamten 
Kalenderjahres vorgelegen haben 
oder der Grad der Behinderung erst 
im Laufe des Jahres festgestellt wor-
den ist. Gleiches gilt, wenn der Grad 
der Behinderung erst im Laufe des 
Jahres herauf- oder herabgesetzt wor-
den ist.

In diesen Fällen steht der Pauschbe-
trag der behinderten Person nach 
dem höchsten Grad für das ganze 
Kalenderjahr zu.

Welche Kosten werden durch den 
Pauschbetrag abgegolten?

Der Pauschbetrag für behinderte 
Menschen deckt den finanziellen 
Aufwand ab, der entsteht für: 

•  die Inanspruchnahme von Hilfe 
bei den gewöhnlichen und regel-
mäßig wiederkehrenden Verrich-
tungen des täglichen Lebens, 

•  die Pflege und 

•  einen erhöhten Wäschebedarf. 

Es handelt sich hierbei um Aufwen-
dungen, die behinderten Menschen 
erfahrungsgemäß durch ihre Krank-
heit beziehungsweise Behinderung 
entstehen. Deren alleinige behin-
derungsbedingte Veranlassung ist 
meist nur schwer nachzuweisen.

Grad der  
Behinderung 

von mindestens

Pauschbetrag 
 in Euro

20 384

30 620

40 860

50 1.140

60 1.440

70 1.780

80 2.120

90 2.460

100 2.840
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Alle übrigen krankheitsbedingten 
Aufwendungen können daneben 
als außergewöhnliche Kosten abge-
zogen werden (siehe hierzu Kapitel 
4). Hierunter fallen beispielsweise 
Operationskosten, Kosten für Heilbe-
handlungen und Kuren, Arznei- und 
Arztkosten sowie die behinderungs-
bedingte Fahrtkostenpauschale.

Wie ist der Nachweis zu erbringen?

Sie müssen die Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme des Pausch-
betrags gegenüber dem Finanzamt 
nachweisen.

Menschen mit einem Grad der Be-
hinderung von mindestens 50 er-
bringen den Nachweis durch Vorlage 
eines Schwerbehindertenausweises 
oder eines Bescheides der für die 
Durchführung des Schwerbehinder-
tenrechts zuständigen Behörde. In 
Hessen sind dies die Versorgungs-
ämter.

Bei Personen, deren Grad der Be-
hinderung auf weniger als 50, aber 
mindestens auf 20 festgestellt ist 
und denen wegen ihrer Behinderung 
nach den gesetzlichen Vorschriften 
Renten oder andere laufende Bezü-
ge zustehen, genügt als Nachweis 
der Rentenbescheid oder ein ent-
sprechender Bescheid. Es kann sich 
zum Beispiel um Rentenbescheide 
des Versorgungsamtes oder eines 
Trägers der gesetzlichen Unfallver-
sicherung handeln. Ein Rentenbe-
scheid der gesetzlichen Rentenver-
sicherung genügt jedoch nicht.

Stehen den Personen aufgrund ihrer 
Behinderung keine Renten oder lau-
fende Bezüge zu, ist der Nachweis 
durch eine Bescheinigung des Ver-
sorgungsamtes zu führen. 

Der Nachweis einer Behinderung 
und deren Grad können auch durch 
die nach früher geltendem Recht 
erteilten Ausweise und Bescheini-
gungen erbracht werden, solange 
sie noch Gültigkeit haben. Dies kön-
nen zum Beispiel amtliche Ausweise 
für Schwerkriegsbeschädigte oder 
Schwerbeschädigte sein. 

Möchten Sie den Pauschbetrag von 
7.400 Euro in Anspruch nehmen, 
müssen die Voraussetzungen dafür 
aus den vorgenannten Ausweisen 
und Bescheinigungen hervorge-
hen (zum Beispiel Merkzeichen „Bl“ 
bei Blindheit, Merkzeichen „TBl“ bei 
Taubblindheit oder „H“ bei ständiger 
Hilflosigkeit im Schwerbehinderten-
ausweis). Sind solche Unterlagen 
nicht vorhanden, müssen Sie eine 
entsprechende Bescheinigung des 
Versorgungsamtes vorlegen.

Dem Merkzeichen „H” steht die Ein-
stufung in die Pflegegrade 4 und 5 
gleich. Auch diese Voraussetzung ist 
durch Vorlage des entsprechenden 
Bescheids nachzuweisen.

Bitte beachten:

Sie können die erstmalige Fest-
stellung oder die Erhöhung eines 
Grads der Behinderung auch noch 
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rückwirkend beantragen, da hierfür 
der Zeitpunkt entscheidend ist, an 
dem die Gesundheitsstörung ein-
getreten ist.

Dies hat zur Folge, dass nach Vorlage 
der oben genannten Nachweise die 
Pauschbeträge für behinderte Men-
schen unter Umständen auch noch 
für zurückliegende Jahre gewährt 
werden können. Das Finanzamt ist an 
den Bescheid des Versorgungsamtes 
gebunden und ändert nach Möglich-
keit frühere Steuerbescheide.

Wie wird der Pauschbetrag
berücksichtigt?

Den Pauschbetrag für behinderte 
Menschen berücksichtigt das Finanz-
amt steuermindernd bei der Einkom-
mensteuerveranlagung, wenn Sie die 
Anlage „Außergewöhnliche Belastun-
gen“ entsprechend ausgefüllt haben.

Arbeitnehmer und Versorgungs-
empfänger (zum Beispiel Pensionäre) 
können den Pauschbetrag vorab als 
Freibetrag im Lohnsteuerabzugsver-
fahren berücksichtigen lassen.

Der Lohnsteuerabzug wird auf der 
Grundlage der elektronischen Lohn-
steuerabzugsmerkmale (ELStAM) 
durchgeführt.

Die persönlichen Lohnsteuerabzugs-
merkmale einschließlich zu berück-
sichtigender Freibeträge werden den 
Arbeitgebern in einer Datenbank der 
Finanzverwaltung zum Abruf zur Ver-
fügung gestellt.

Wenn ein Freibetrag berücksichtigt 
werden soll, können Sie bei Ihrem 
Wohnsitzfinanzamt einen Antrag 
auf Lohnsteuerermäßigung stellen. 
Ein solcher Freibetrag hat den Vor-
teil, dass man die entsprechende 
Steuerersparnis sofort bei jeder Ge-
haltsauszahlung erhält, anstatt bis zur 
Einkommensteuerveranlagung im 
folgenden Jahr warten zu müssen.

Der Pauschbetrag für behinderte 
Menschen wird nach dem erstmali-
gen Antrag während der Gültigkeits-
dauer des Schwerbehindertenaus-
weises automatisch berücksichtigt.

Näheres finden Sie in der Broschüre 
„Lohnsteuer 2023 - Ein kleiner Rat-
geber“, die Sie auf www.finanzen.
hessen.de unter der Rubrik „Infoma-
terial“ herunterladen können.

Wo geregelt?

§§ 33b und 39a Einkommensteuer-
gesetz
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Abgaben-
ordnung
§ 65 Einkommensteuer-Durch- 
führungsverordnung
R 33b Einkommensteuer-Richtlinien
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2 Übertragung des Pauschbetrags für  
 behinderte Kinder
Die Pauschbeträge für behinderte Men-
schen stehen auch behinderten Kin-
dern zu. Kinder verfügen jedoch häufig 
über keine eigenen oder nur geringe 
eigene Einkünfte.

Die Pauschbeträge werden deshalb bei 
den Kindern selbst keine oder nur eine 
geringe steuerliche Entlastung bewir-
ken.

Steuerlich gilt in diesen Fällen Folgen-
des: Steht einem Kind der Pauschbe-
trag für behinderte Menschen zu und 
nimmt es ihn nicht selbst in Anspruch, 
kann der Pauschbetrag auf die Eltern, 
Großeltern oder Stiefeltern übertragen 
werden. Voraussetzung ist, dass Sie 
für das Kind (leibliches Kind, Adoptiv-
kind oder Pflegekind) einen Anspruch 
auf die steuerlichen Freibeträge oder 
auf Kindergeld haben. Ergänzende Er-
läuterungen hierzu finden Sie in der 
Broschüre „Steuerwegweiser für El-
tern” des Hessischen Ministeriums der 
Finanzen). Diese können Sie auf www.
finanzen.hessen.de unter der Rubrik 
„Infomaterial“ herunterladen.

Der übertragene  Pauschbetrag min-
dert die Steuerschuld der Eltern.

Besonderheiten bei nicht zusammen 
veranlagten Eltern:

Der Pauschbetrag für behinderte Kin-
der wird grundsätzlich auf die Eltern-
teile je zur Hälfte aufgeteilt. Eine andere 
Aufteilung ist auf gemeinsamen Antrag 

beider Elternteile möglich.

Der Behinderten-Pauschbetrag des 
Kindes kann aber auch voll auf einen 
Elternteil übergehen, wenn diesem 
der Kinderfreibetrag vollständig über-
tragen wurde. Dies ist möglich, wenn 
der andere Elternteil seiner Unterhalts-
pflicht gegenüber dem Kind für das 
Kalenderjahr im Wesentlichen nicht 
nachkommt oder er mangels Leistungs-
fähigkeit nicht unterhaltspflichtig ist. 
Unbeachtlich ist dabei, ob der Kinder-
freibetrag für das ganze Jahr oder nur 
zeitweise übertragen worden ist.

Einem Elternteil steht auch dann der 
volle Pauschbetrag des Kindes zu, wenn 

•  der andere Elternteil im Ausland 
lebt oder

•  der andere Elternteil verstorben ist 
oder

•  der Elternteil das Kind alleine ange-
nommen hat beziehungsweise das 
Kind nur zu ihm in einem Pflege-
kindschaftsverhältnis steht. 

Die Übertragung können Sie in der 
Anlage „Kind“ zur Einkommensteuer- 
erklärung beantragen. Hierbei müs- 
sen Sie die Identifikationsnummer des 
Kindes angeben. Der übertragene 
Pauschbetrag kann als Freibetrag be-
reits im Lohnsteuerabzugsverfahren 
berücksichtigt werden.
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Beispiel:

Der zehnjährige Tim lebt bei seiner Mutter und ist seit seiner Geburt mit 
einem Grad von 50 körperbehindert. Die Mutter erhält Kindergeld und hat 
die Übertragung des dem Vater zustehenden hälftigen Kinderfreibetrages 
beantragt, da dieser seiner Unterhaltspflicht gegenüber Tim nicht nachge-
kommen ist. Ebenso hat sie die Übertragung des hälftigen Freibetrages für 
Betreuung, Erziehung und Ausbildung beantragt.

Der Pauschbetrag für behinderte Menschen in Höhe von 1.140 Euro wird 
von Tim in voller Höhe auf die Mutter übertragen, da der Vater für Tim kei-
nen Anspruch auf den Kinderfreibetrag hat.

Im Übrigen gilt:

Mit dem Pauschbetrag für behinder-
te Menschen werden nur die Auf-
wendungen des behinderten Kin-
des abgegolten. Daher können die 
Eltern ihre eigenen zwangsläufigen 
Aufwendungen für ein behindertes 
Kind zusätzlich als außergewöhnliche 
Belastungen durch Einzelnachweis 
geltend machen. Hierbei ist es un-
beachtlich, ob den Eltern der Pausch-

betrag des Kindes übertragen wur-
de oder ob das Kind diesen in seiner 
eigenen Einkommensteuererklärung 
geltend macht.

Wo geregelt?

§ 33b Abs. 5 Einkommensteuer- 
gesetz

3 Berücksichtigung von Aufwendungen als 
 außergewöhnliche Belastungen anstelle des 
 Pauschbetrags für behinderte Menschen
Wer den Pauschbetrag für behinder-
te Menschen geltend macht, braucht 
seine Aufwendungen für

• die Hilfe bei den gewöhnlichen und 
regelmäßig wiederkehrenden Ver-
richtungen des täglichen Lebens,

• die Pflege (siehe Kapitel 5.2) und
• einen erhöhten Wäschebedarf

nicht einzeln nachzuweisen. Der 
Pauschbetrag gilt diese Kosten ver-
einfachend ab.

Nur wenn die Aufwendungen im Ka-
lenderjahr höher sind als der Pausch-
betrag, kann sich der Nachweis loh-
nen.

Hierbei wird jedoch nur der Teil der 
Aufwendungen steuerlich berücksich-
tigt, der nicht von dritter Seite erstattet 
wurde (zum Beispiel von Versicherun-
gen oder vom Arbeitgeber). Außer-
dem wird die sogenannte zumutbare 
Belastung abgezogen.
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Beispiel:

Ein Arbeitnehmerehepaar (Gesamtbetrag der Einkünfte 25.000 Euro) hat 
zwei Kinder. Der Ehemann hat einen Grad der Behinderung von 50. Ihm ent-
stehen für die Beschäftigung einer ambulanten Pflegekraft jährlich Kosten in 
Höhe von 1.500 Euro, die infolge seiner Behinderung notwendig sind.

Macht er diese Kosten als außergewöhnliche Belastungen geltend, errech-
net sich der steuermindernde Betrag wie folgt:

Kosten für die Pflegekraft      1.500 Euro

abzüglich zumutbare Belastung

2 % von 15.340 Euro    306,80 Euro

3 % von (25.000 Euro – 15.340 Euro) 289,80 Euro

zumutbare Belastung (abgerundet) 596,00 Euro – 596 Euro

insgesamt berücksichtigungsfähig      904 Euro

Die zumutbare Belastung beträgt

für den Teil des Gesamtbetrags der 
Einkünfte ...

bis 
15.340 

Euro

über 15.340 
Euro bis 

51.130 Euro

über 
51.130 

Euro

1. Steuerpflichtige ohne Kinder

a) bei Anwendung des Grund-
tarifs (ledige, getrennt lebende 
geschiedene oder verwitwete 
Personen)

5 % 6 % 7 %

b) bei Anwendung des Splitting-
tarifs (Eheleute, eingetragene 
Lebenspartner)

4 % 5 % 6 %

2. Steuerpflichtige mit Kindern

a) bei einem oder zwei Kindern 2 % 3 % 4 %

b) bei drei oder mehr Kindern 1 % 1 % 2 %

des jeweiligen Teils des Gesamtbetrags der Einkünfte

Ob der Pauschbetrag oder der Abzug aller tatsächlichen Kosten des Jahres 
steuerlich günstiger ist, muss jeweils berechnet werden. Das folgende Bei-
spiel macht dies deutlich.
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Nimmt der Ehemann dagegen den Pauschbetrag für behinderte Menschen 
in Anspruch, dann ermäßigt sich sein steuerpflichtiges Einkommen um 
1.140 Euro (siehe Tabelle in Kapitel 1). Dieser Pauschbetrag wird nicht um 
die zumutbare Belastung gekürzt.

In diesem Fall ist es also trotz höherer tatsächlicher Kosten günstiger, sich 
für den Pauschbetrag zu entscheiden.

Hinweis:
Die zumutbare Belastung ist von der 
Höhe des Gesamtbetrags der Ein-
künfte abhängig und wird anhand 
eines Prozentsatzes ermittelt, der in 
drei Stufen gestaffelt ist. Hierbei wird 
nur der Teil des Gesamtbetrags der 
Einkünfte dem höheren Prozentsatz 
unterworfen, der die vorherige Stufe 
übersteigt (siehe Kasten auf Seite 13).

Unbedingt beachten:
Wer die durch die Behinderung be-
dingten tatsächlichen Aufwendun-
gen als außergewöhnliche Belas-

tung geltend machen will, muss die 
gesamten Aufwendungen nachwei-
sen oder zumindest glaubhaft ma-
chen, also nicht nur den Teil, der den 
Pauschbetrag für behinderte Men-
schen oder die zumutbare Belastung 
übersteigt.

Zum Nachweis und zur Ermittlung 
der eigenen Pflegeaufwendungen 
siehe auch Kapitel 5.2.

Wo geregelt?

§ 33 Abs. 3 Einkommensteuer- 
gesetz

4 Anerkennung besonderer Aufwendungen 
 als außergewöhnliche Belastungen neben dem 
 Pauschbetrag für behinderte Menschen
Neben den Kosten, die durch die Pausch-
beträge für behinderte Menschen abge-
golten werden (siehe Kapitel 3), fallen 
oft noch weitere behinderungsbedingte 
Aufwendungen an. Diese können zu-
sätzlich als außergewöhnliche Belastun-
gen geltend gemacht werden.

Auch hier wirkt sich allerdings nur der 
Betrag steuermindernd aus, der nicht 
erstattet wurde und der die zumutbare 
Belastung übersteigt (siehe Kapitel 3).

Folgende Aufwendungen können zu-
sätzlich geltend gemacht werden:

• Krankheitskosten
(siehe Kapitel 4.1),

• Kosten für eine Kur
(siehe Kapitel 4.1),

• Schulgeldzahlungen für den Privat-
schulbesuch des behinderten Kin-
des (siehe Kapitel 4.2),
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• Kosten für die behindertengerechte 
Ausgestaltung des eigenen Wohn-
hauses (siehe Kapitel 4.3),

• Führerscheinkosten für ein schwer 
geh- und stehbehindertes Kind sowie

• Kosten für eine Begleitperson anläss-
lich einer Urlaubsreise. Sofern es sich 
um den Ehegatten handelt, können 
die Aufwendungen in der Regel nicht 
berücksichtigt werden, da dieser aus 
eigenem Interesse mitreist. Durch die 

Behinderung des anderen Ehegatten 
veranlasster Mehraufwand kann hin-
gegen als außergewöhnliche Belas-
tung anerkannt werden.

• Auch behinderungsbedingte Fahrt-
kosten können zusätzlich geltend 
gemacht werden. Hierfür wird die 
behinderungsbedingte Fahrtkosten-
pauschale abgezogen; ein Nachweis 
von tatsächlichen Kosten ist nicht 
möglich (siehe Kapitel 4.4).

4.1 Krankheitskosten

Neben den Pauschbeträgen für behin-
derte Menschen können Krankheits-
kosten als außergewöhnliche Belas-
tungen berücksichtigt werden.

Hierzu gehören vor allem

•  Kosten für Behandlungen durch Ärzte 
oder zugelassene Heilpraktiker,

•  Operationskosten,

•  Krankenhauskosten, 

• Aufwendungen für Hilfsgeräte wie 
Einlagen, Brillen oder Hörgeräte,

•  Kosten für Arzneimittel und

•  Aufwendungen für Zahnersatz.

Ihr Finanzamt berücksichtigt die Kosten 
soweit sie nicht von dritter Seite, bei-
spielsweise von der Krankenkasse, er-
setzt werden.

Die Zwangsläufigkeit der Aufwendun-
gen müssen Sie durch Verordnung eines 
Arztes oder Heilpraktikers nachweisen. 
Bei einer andauernden Erkrankung mit 

anhaltendem Verbrauch bestimmter Arz-
nei-, Heil- und Hilfsmittel ist die einmalige 
Vorlage einer Verordnung ausreichend.

In bestimmten Fällen ist ein vor Beginn 
der Maßnahme erteiltes amtsärztliches 
Gutachten oder eine ärztliche Bescheini-
gung eines Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung erforderlich. Dies 
ist zum Beispiel bei wissenschaftlich nicht 
anerkannten Behandlungsmethoden 
oder einer psychotherapeutischen Be-
handlung der Fall.

Aufwendungen für Diätverpflegung kön-
nen nicht als außergewöhnliche Belas-
tungen berücksichtigt werden.

Aufwendungen für eine Kur sind unter 
bestimmten Voraussetzungen abzugs-
fähig. Das betrifft jedoch nur die Kosten, 
die nicht anderweitig, zum Beispiel durch 
die Krankenkasse, erstattet werden.

Sie müssen die Notwendigkeit der Kur 
durch ein amtsärztliches Gutachten 
oder eine ärztliche Bescheinigung des  
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Medizinischen Dienstes der Kran-
kenversicherung nachweisen. Bei  
einer Vorsorgekur ist zudem die Gefahr 
einer durch die Kur abzuwendenden 
Krankheit zu bescheinigen. Bei einer  
Klimakur müssen der medizinisch ange-
zeigte Kurort sowie die voraussichtliche 
Kurdauer bescheinigt werden. Dieser 
Nachweis muss vor Kurantritt ausgestellt 
sein.

Neben den ohnehin als Krankheitskos-
ten abzugsfähigen Aufwendungen für 
Arznei-, Heil- und Hilfsmittel sowie Be-
handlungskosten können berücksichtigt 
werden: 

• Verpflegungskosten in tatsächlicher 

Höhe abzüglich einer Haushaltser-
sparnis von 20 Prozent und

• Fahrtkosten zum Kurort in Höhe der 
Kosten für öffentliche Verkehrsmittel.

Kosten für Kuren im Ausland werden in 
der Regel nur in der Höhe anerkannt, die 
in einem vergleichbaren inländischen 
Kurort entstünden.

Wo geregelt?

§ 33 Einkommensteuergesetz
§ 64 Einkommensteuer-Durch- 
führungsverordnung
R 33.4 Abs. 1 und Abs. 3 sowie 
R 33b Abs. 1 Einkommensteuer- 
Richtlinien

4.2 Kosten für den Privatschulbesuch behinderter Kinder

Ausgaben der Eltern für den Schul-
besuch eines Kindes sind grundsätz- 
lich nicht als außergewöhnliche Belast-
ungen abziehbar, auch wenn ein Kind in-
folge eines Leidens oder einer Krankheit 
lernbehindert ist. Eventuell kommt hier 
ein Sonderausgabenabzug für die Schul-
geldzahlungen in Höhe von 30 Prozent, 
maximal 5.000 Euro im Jahr in Betracht. 
Sie können das Schulgeld jedoch in vol-
ler Höhe als außergewöhnliche Belastun-
gen berücksichtigen, wenn

• das Kind ausschließlich wegen einer 
Behinderung auf den Besuch einer 
Privatschule (Sonderschule oder all-
gemeine Schule in privater Träger-
schaft) mit individueller Förderung 
angewiesen ist,

• die Schule im Interesse einer ange-
messenen Berufsausbildung besucht 
wird und

• eine öffentliche Schule oder eine den 
schulgeldfreien Besuch ermöglichen-
de geeignete Privatschule nicht zur 
Verfügung steht oder nicht in zumut-
barer Weise erreichbar ist. 

Liegen die Voraussetzungen vor, wird 
das Schulgeld steuermindernd berück-
sichtigt, auch wenn der Pauschbetrag 
für behinderte Menschen vom Kind auf 
die Eltern übertragen wurde.

Wichtig:

Der Nachweis, dass der Besuch einer 
Privatschule erforderlich ist, muss  
gegenüber dem Finanzamt durch 
eine Bestätigung der obersten Lan-
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4.3 Behinderungsbedingte Baukosten

Auch Um- oder Neubaukosten eines 
Hauses oder einer Wohnung können 
eine außergewöhnliche Belastung 
darstellen, soweit die Baumaßnahme 
durch die Behinderung bedingt ist.

Neben den Rechnungen über die 
Baukosten ist die Vorlage folgender 
Unterlagen ausreichend:

• der Bescheid eines gesetzlichen 
Trägers der Sozialversicherung 
oder der Sozialleistungen über 
die Bewilligung eines pflege- be-
ziehungsweise behinderungs-
bedingten Zuschusses (zum 
Beispiel zur Verbesserung des  
individuellen Wohnumfeldes nach 

§ 40 Abs. 4 SGB XI) oder

• das Gutachten des Medizinischen 
Dienstes der Krankenversicherung, 
des Sozialmedizinischen Dienstes 
oder der Medicproof Gesellschaft 
für Medizinische Gutachten mbH.

Der Abzug erfolgt im Jahr der Zah-
lung. Die Kosten können nicht auf 
mehrere Jahre verteilt werden.

4.4 Fahrtkosten behinderter Menschen

Für durch eine Behinderung ver-
anlasste Fahrten wird eine be-
hinderungsbedingte Fahrtkos-
tenpauschale zusätzlich zu dem 
Pauschbetrag für behinderte Men-
schen gewährt.

Wer hat Anspruch?
Die Pauschale erhalten: 

1. Menschen mit einem Grad der 
Behinderung von mindestens 80 
oder mit einem Grad der Behinde-
rung von mindestens 70 und dem 
Merkzeichen „G“; die Pauschale 
beträgt 900 Euro,

2. Menschen mit dem Merkzeichen 
„aG“, mit dem Merkzeichen „Bl“, 
mit dem Merkzeichen „TBl“ oder 

deskultusbehörde oder der von ihr be-
stimmten Stelle geführt werden.

In Hessen ist dies das jeweilige staat-
liche Schulamt.

Es können nur die Aufwendungen be- 
rücksichtigt werden, die nicht von drit- 
ter Seite (zum Beispiel durch den 
Landkreis oder das Jugendamt) er-

stattet worden sind.

Wo geregelt?

§ 33 Einkommensteuergesetz
§ 10 Abs. 1 Nr. 9 Einkommen- 
steuergesetz
R 33.4 Abs. 2 Einkommensteuer-
Richtlinien

Wo geregelt?

§ 33 Einkommensteuergesetz
R 33.4 Abs. 5 Einkommensteuer-
Richtlinien
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mit dem Merkzeichen „H“; die 
Pauschale beträgt 4.500 Euro. 
Eine zusätzliche Inanspruchnahme 
der Pauschale nach Nr. 1 ist nicht 
möglich. 

Über die behinderungsbedingte  
Fahrtkostenpauschale hinaus sind 
keine weiteren behinderungsbe-
dingten Fahrtkosten als außerge-
wöhnliche Belastung berücksichti-
gungsfähig. 

Anders als der Pauschbetrag für be-
hinderte Menschen unterliegt die 
behinderungsbedingte Fahrtkosten-
pauschale dem Abzug der zumutba-
ren Belastung (siehe Kapitel 3).

Nimmt ein Kind die behinderungs-
bedingte Fahrtkostenpauschale nicht 

selbst in Anspruch, kann sie auf die 
Eltern übertragen werden.   

Was ist zu tun?
Die behinderungsbedingte Fahrt-
kostenpauschale können Sie in der 
Einkommensteuererklärung beantra-
gen.

Wo geregelt?

§ 33 Abs. 2a Einkommensteuer-
gesetz
R 33.4 Abs. 4 Einkommensteuer-
Richtlinien

5 Gesondert geregelte Fälle von außergewöhnlichen 
 Belastungen und Steuerermäßigungen
Häufig sind behinderte Menschen 
auf fremde Hilfe zur Bewältigung 
ihrer Aufgaben in Haushalt und Fami-
lie angewiesen. Die Anstellung einer 
Hilfsperson für Haushaltsarbeiten, die  
Betreuung der Kinder oder eine 
Heimunterbringung bringen finan-
zielle Belastungen mit sich.

Deshalb sieht das Einkommensteuer-
gesetz über die Pauschbeträge für 
behinderte Menschen hinaus noch 
weitere Abzugsmöglichkeiten für die 
Kosten einer Haushaltshilfe oder der 
Pflege vor.
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5.1 Hilfe im Haushalt – Steuerermäßigung bei Aufwendungen 
 für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse sowie für Dienst- 
 oder Handwerkerleistungen

Steuerpflichtige, die in ihrem Haus-
halt 

•  eine Person zur Verrichtung haushalts-
naher Tätigkeiten beschäftigen, zum 
Beispiel als Putzhilfe oder Pflegekraft,

•  entsprechende haushaltsnahe Dienst-
leistungen in Anspruch nehmen oder

•  einen Handwerker beauftragt haben,

können für ihre Aufwendungen eine 
Steuerermäßigung erhalten.

Die Steuerermäßigung wird unmit-
telbar von Ihrer tariflichen Einkom-
mensteuer abgezogen und beträgt 
jeweils 20 % der Aufwendungen:

maximal 510 Euro
bei einer geringfügigen Be-
schäftigung im Sinne des § 8a 
des Vierten Buches des Sozial-
gesetzbuches („Mini-Job“),

maximal 4.000 Euro
bei sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnis-
sen (kein „Mini-Job“) oder bei 
Erbringung durch selbständige 
Dienstleister oder Dienstleis-
tungsagenturen,

maximal 1.200 Euro
für die Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen für Re-
novierungs-, Erhaltungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen 
im Haushalt des Steuerpflich-

tigen. Eine Berücksichtigung 
scheidet aus, sofern es sich um 
öffentlich geförderte Maßnah-
men handelt, für die zinsverbil-
ligte Darlehen oder steuerfreie 
Zuschüsse in Anspruch genom-
men werden (zum Beispiel KfW-
Bank, landeseigener Förder-
banken oder Gemeinden).

Besondere Voraussetzungen, wie  
zum Beispiel Krankheit oder Behin-
derung des Steuerpflichtigen müssen 
nicht erfüllt sein. Die Steuerermäßi-
gung erfolgt auf Antrag und nur, soweit 
die Aufwendungen nicht Betriebsaus-
gaben oder Werbungskosten sind und 
soweit sie nicht als Sonderausgaben 
oder außergewöhnliche Belastung be-
rücksichtigt worden sind. Eine Steuer-
ermäßigung für Kinderbetreuungskos-
ten kommt nicht in Betracht, wenn die 
Aufwendungen dem Grunde nach als 
Sonderausgaben begünstigt sind.

Die Leistung muss in einem in der 
Europäischen Union oder dem Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum liegen-
den Haushalt des Steuerpflichtigen 
ausgeübt werden. Bei Pflege- und 
Betreuungsleistungen muss die 
Leistung im Haushalt der gepfleg-
ten oder betreuten Person erbracht 
werden. Hierunter fällt auch ein ei-
genständiger und abgeschlossener 
Haushalt in einem Heim.
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Leistungen außerhalb des Haushalts, 
zum Beispiel von Wäschereien, sind 
nicht berücksichtigungsfähig.

Begünstigt sind 

•  die Arbeitskosten für die Inan-
spruchnahme der haushaltsnahen 
Tätigkeit oder der Handwerkerleis-
tung,

•  Maschinen- und Fahrtkosten sowie

•  die darauf entfallende Umsatzsteu-
er.

Materialkosten oder sonstige mitge-
lieferte Waren bleiben mit Ausnahme 
von Verbrauchsmitteln außer Ansatz.

Bitte beachten:

Nimmt eine pflegebedürftige Person 
einen Pauschbetrag für behinderte 
Menschen in Anspruch, kann sie für 
diese Pflegeaufwendungen keine 
Steuerermäßigung mehr beanspru-
chen.

Dies gilt jedoch nicht, wenn der  
einem Kind zustehende Pausch- 
betrag für behinderte Menschen auf 
den Angehörigen übertragen wird 
und dieser für Pflege- und Betreu-
ungsaufwendungen des Kindes auf-
kommt (siehe Kapitel 2).

Wird die Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen in Anspruch 
genommen, kann für die Aufwen-
dungen keine Steuerermäßigung 
für energetische Maßnahmen bei zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten 
Gebäuden gewährt werden.

Was ist zu tun?
Die Steuerermäßigung wird bei der 
Einkommensteuerveranlagung be-
rücksichtigt. Hierzu müssen Sie die An-
lage „Haushaltsnahe Aufwendungen“ 
in der Einkommensteuererklärung 
entsprechend ausfüllen. Bei gering-
fügigen Beschäftigungsverhältnissen, 
für die das Haushaltsscheckverfahren 
angewendet wird, dient die zum Jah-
resende von der Deutschen Renten-
versicherung Knappschaft–Bahn–See 
(Minijob-Zentrale) erteilte Bescheini-
gung als Nachweis. Diese enthält den 
Zeitraum, für den Beiträge zur Ren-
tenversicherung gezahlt wurden, die 
Höhe des Arbeitsentgelts sowie die 
abgeführten Versicherungsbeiträge 
und die Pauschsteuer.

Bei der Inanspruchnahme selbstän-
diger Dienstleister und von Hand-
werkerleistungen ist Voraussetzung 
für den Abzug, dass Sie für die Auf-
wendungen eine Rechnung erhalten 
haben und die Zahlung auf das Kon-
to des Leistungserbringers erfolgt ist. 
Barzahlungen können nicht berück-
sichtigt werden.

Das Finanzamt ist berechtigt, die ent-
sprechenden Belege im Einzelfall 
anzufordern. Für die Beschäftigung 
einer sozialversicherungspflichtigen 
Person gelten die üblichen Nach-
weisregeln (Zahlungsnachweis).

Weitergehende Informationen?

Unter www.finanzen.hessen.de /Ru-
brik „Infomaterial“ steht Ihnen der 
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Flyer „Steuertipp zu den haushalts-
nahen Beschäftigungsverhältnissen, 
Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen in privaten Haushalten“ 
zur Verfügung. Als Anlage 1 zu dem 
Flyer finden Sie auch eine umfangrei-
che Übersicht begünstigter und nicht 
begünstigter haushaltsnaher Dienst- 
und Handwerkerleistungen.

Wo geregelt?
§ 35a Einkommensteuergesetz

5.2 Eigene Pflegeaufwendungen behinderter Menschen

Personen, bei denen ein Pflegegrad  
festgestellt wurde, können ihre tat-
sächlichen Aufwendungen für die 
Beschäftigung einer ambulanten 
Pflegekraft oder für die eigene Heim-
unterbringung als außergewöhnliche 
Belastungen geltend machen.

Die Aufwendungen sind allerdings 
um die Leistungen der Pflegeversi-
cherung (zum Beispiel Pflegegeld) zu 
kürzen.

Ist der private Haushalt wegen der 
Heimunterbringung aufgelöst wor-
den, sind die berücksichtigungsfähi-
gen Aufwendungen für das Pflege-
heim um eine Haushaltsersparnis von 
10.908 Euro jährlich zu kürzen.

Liegen die Voraussetzungen nur wäh-
rend eines Teils des Kalenderjahres 
vor, sind die anteiligen Beträge (1/360 
pro Tag, 1/12 pro Monat) anzusetzen. 
Die hiernach verbleibenden Gesamt-
kosten werden zunächst um das erhal-
tene Pflegegeld oder Pflegetagegeld 
gemindert. Anschließend wird die zu-
mutbare Belastung abgezogen. Für 

den sich wegen der zumutbaren Be-
lastung oder wegen der Gegenrech-
nung von Pflegegeld oder Pflegetage-
geld nicht auswirkenden Betrag kann 
eine Steuerermäßigung  für haushalts-
nahe Beschäftigungsverhältnisse oder 
haushaltsnahe Dienstleistungen in Be-
tracht kommen (vgl. Kapitel 5.1).

Zu den Pflegekosten zählen auch die 
Kosten für 

• die Inanspruchnahme von Pflege-
diensten,

• Tages- oder Nachtpflege,

• Kurzzeitpflege oder

• Angebote zur Unterstützung im All-
tag, zum Beispiel Betreuungsange-
bote, Angebote zur Entlastung von 
Pflegenden oder zur Entlastung im 
Alltag.

Besteht Anspruch auf einen Pausch-
betrag für behinderte Menschen, 
können Sie entweder den Pausch-
betrag oder die gegebenenfalls hö-
heren tatsächlichen pflegebedingten 
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Aufwendungen geltend machen. Die 
Inanspruchnahme des Pauschbetrags 
kann im Einzelfall günstiger sein, auch 
wenn dieser die tatsächlichen pfle-
gebedingten Aufwendungen unter-
schreitet, denn der Pauschbetrag wird 
nicht um die zumutbare Belastung ge-
mindert (siehe hierzu auch Kapitel 3).

Eltern, auf die der Pauschbetrag für be-
hinderte Kinder übertragen worden ist 
(siehe Kapitel 2), können zusätzlich die 
eigenen Pflegeaufwendungen für ein 
behindertes Kind als außergewöhnli-
che Belastungen geltend machen.

Im umgekehrten Fall, in dem die Kin-
der gegenüber den Eltern zum Unter-
halt verpflichtet sind und die Pflege-
kosten tragen (ab dem 01.01.2020 

muss hierzu das Jahreseinkommen 
der unterhaltsverpflichteten Person 
die Grenze von 100.000 Euro über-
steigen), kommt nur der Abzug der tat-
sächlichen Kosten als außergewöhnli-
che Belastungen in Betracht. 

Bitte beachten:

Aufwendungen eines nicht pflegebe-
dürftigen Steuerpflichtigen, der mit 
seinem pflegebedürftigen Ehegatten 
in ein Wohnstift umzieht, können nicht 
mindernd berücksichtigt werden.

Wo geregelt?

§ 33 Einkommensteuergesetz
R 33.3 Einkommensteuer- 
Richtlinien

5.3 Pauschbetrag bei persönlicher Pflege behinderter Personen 
 durch Angehörige

Sind Ihnen Aufwendungen durch die 
persönliche Pflege einer Person in Ih-
rer eigenen Wohnung oder der Woh-
nung der pflegebedürftigen Person 
entstanden, gibt es zwei Möglichkei-
ten der steuerlichen Berücksichtigung:

a) Ohne besonderen Nachweis der 
Kosten können Sie einen Pflege-
Pauschbetrag  in Anspruch nehmen.  
Der Pflege-Pauschbetrag beträgt

Wird ein Pflegegrad im Laufe des 
Jahres erstmalig festgestellt, ge-
ändert oder fällt er weg, ist der 
Pflege-Pauschbetrag nach dem 
höchsten Pflegegrad zu gewäh-
ren, der im Kalenderjahr festge-
stellt war. Lag zu einem Zeitpunkt 
im Kalenderjahr das Merkzeichen 
„H“ vor, ist ein Pflege-Pauschbetrag 
von 1.800 Euro zu berücksichtigen.  
Zur Gewährung des Pflege-Pausch- 
betrags müssen Sie in Ihrer Einkom-
mensteuererklärung die Identifika- 
tionsnummer der gepflegten Per-
son angeben. Die Einstufung in den 
Pflegegrad beziehungsweise das 

bei Pflegegrad 2 600 Euro

bei Pflegegrad 3    1.100 Euro

bei Pflegegrad 4 oder 5 1.800 Euro

bei Merkzeichen H 1.800 Euro
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Merkzeichen „H“ müssen Sie durch 
einen entsprechenden Bescheid 
beziehungsweise Ausweis nachwei-
sen.
Voraussetzung für den Pflege-
Pauschbetrag ist, dass Sie für die 
Pflege keine Einnahmen erhalten 
haben (zum Beispiel Pflegegeld 
aus der Pflegeversicherung) und 
dass der Haushalt in der Europäi-
schen Union oder dem Europäi-
schen Wirtschaftsraum belegen ist.
Für Eltern, die ein behindertes Kind 
pflegen, stellt das hierfür erhalte-
ne Pflegegeld keine Einnahmen in 
diesem Sinne dar. Zudem können 
die Eltern den Pflege-Pauschbe-
trag zusätzlich zu dem vom Kind 
auf sie übertragenen Pauschbetrag 
für behinderte Menschen (siehe  
Kapitel 1) in Anspruch nehmen.
Schädliche Einnahmen liegen auch 
dann nicht vor, wenn das Pflege-
geld lediglich treuhänderisch für 
den Pflegebedürftigen verwaltet 
wird und damit ausschließlich Auf-
wendungen des Gepflegten be-
stritten werden. In diesem Fall muss 
jedoch die konkrete Verwendung 
des Pflegegeldes nachgewiesen 
werden.
Teilen sich mehrere Personen die 
Pflege, ist der Pauschbetrag nach 
der Zahl der Personen, die hierfür 
keine Einnahmen erhalten, aufzu-
teilen. Der Pflegepauschbetrag 
wird im Übrigen auch dann in vol-
ler Höhe gewährt, wenn die hilflose 
Person nur während eines Teils des 

Kalenderjahres gepflegt worden ist.

b) Alternativ besteht die Möglich-
keit, die tatsächlichen Kosten im 
Zusammenhang mit der persön-
lichen Pflege geltend zu machen. 
In diesem Fall werden die nachge-
wiesenen Gesamtkosten abzüg-
lich Erstattungen von dritter Seite 
um die zumutbare Belastung ge-
mindert.
Für die hierbei  wegen der Berück-
sichtigung der zumutbaren Belas-
tung nicht abziehbaren Aufwen-
dungen kann  gegebenenfalls eine 
Steuerermäßigung für haushalts-
nahe Beschäftigungsverhältnisse 
oder haushaltsnahe Dienstleistun-
gen (siehe Kapitel 5.1) beantragt 
werden.
Als außergewöhnliche Belastun-
gen sind jedoch nur die Aufwen-
dungen berücksichtigungsfähig, 
die Ihnen als pflegende Person 
zwangsläufig entstanden sind, ins-
besondere weil die pflegebedürf-
tige Person diese Aufwendungen 
aufgrund ihrer Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse nicht selbst 
tragen konnte.

Wo geregelt?
§ 33b Abs. 6 Einkommensteuer- 
gesetz
R 33b Einkommensteuer- 
Richtlinien



24

Die Anerkennung außergewöhnlicher Belastungen 
bei behinderten Menschen und deren Angehörigen

Behinderte Menschen können geltend machen:

Den Pauschbetrag für behinder-
te Menschen (1) 
(Er gilt die laufenden und typi- 
schen Aufwendungen für die Hilfe 
bei den gewöhnlichen und regel-
mäßig wiederkehrenden Ver-
richtungen des täglichen Lebens, 
für die Pflege sowie für einen 
erhöhten Wäschebedarf ab)

oder die tatsächlichen Kosten für die 
Hilfe bei den gewöhnlichen und 
wiederkehrenden Verrichtungen 
des täglichen Lebens, für die 
Pflege sowie für einen erhöhten 
Wäschebedarf (3 und 5.2)

dabei
– keine Kürzung um zumutbare 

Belastung
– kein Nachweis der Aufwendun-

gen

dabei
– Kürzung um zumutbare Be-

lastung
– Aufwendungen müssen nach-

gewiesen werden

 und
die behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale (4.4)

dabei:
- Kürzung um zumutbare Belastung
- kein Nachweis der Aufwendungen 
- abgeltende Wirkung; über Pauschale hinaus können keine weiteren Kos-

ten geltend gemacht werden

und
die übrigen behinderungsbedingten Aufwendungen (4.1 - 4.3)

zum Beispiel
• Krankheits- und Kurkosten
• Kosten für eine Begleitperson anlässlich einer Urlaubsreise 

dabei
– Kürzung um zumutbare Belastung
– Aufwendungen müssen nachgewiesen werden
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Eltern behinderter Kinder können geltend machen:

Den Pauschbetrag für behinder-
te Kinder (2), soweit dieser auf 
die Eltern übertragen wurde (er 
gilt die laufenden und typischen 
Aufwendungen für die Hilfe bei 
den gewöhnlichen und regelmä-
ßig wiederkehrenden Verrich-
tungen des täglichen Lebens, 
für die Pflege sowie für einen 
erhöhten Wäschebedarf ab)

sowie zusätzlich die eigenen elter-
lichen zwangsläufigen Auf-
wendungen für das behinderte 
Kind für die Hilfe bei den 
gewöhnlichen und regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtun-
gen des täglichen Lebens, 
für die Pflege sowie für einen 
erhöhten Wäschebedarf (3 
und 5.2). Diese Kosten können 
auch geltend gemacht werden, 
wenn keine Übertragung des 
Pauschbetrags stattgefunden 
hat.

dabei:
– keine Kürzung um zumutbare 

Belastung
– kein Nachweis der Aufwendun-

gen

dabei:
– Kürzung um zumutbare Be-

lastung
– Aufwendungen müssen nach 

gewiesen werden

Zur Berücksichtigung bei Großeltern 
beziehungsweise beim Stiefelternteil siehe Kapitel 2.

und
die behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale (4.4), soweit diese auf 

die Eltern übertragen wurde

dabei:
- Kürzung um zumutbare Belastung
- kein Nachweis der Aufwendungen  
- abgeltende Wirkung; über Pauschale hinaus können keine weiteren Kos-

ten geltend gemacht werden
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und
die übrigen tatsächlichen infolge der Behinderung des Kindes 

erwachsenen Aufwendungen (4)

zum Beispiel
– Krankheitskosten des Kindes
– Schulgeld für den Privatschulbesuch eines behinderten Kindes (4.2)
– Kosten für eine Begleitperson anlässlich einer Urlaubsreise sowie
– Führerscheinkosten für ein schwer geh- und stehbehindertes Kind

dabei
– Kürzung um zumutbare Belastung
– Aufwendungen müssen nachgewiesen werden

und
Aufwendungen für persönliche Pflege einer 

behinderten Person (5.3)

– Wahlrecht: tatsächliche Aufwendungen oder Pflege-Pauschbetrag
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6 Fahrten zwischen Wohnung und 
 erster Tätigkeitsstätte
Aufwendungen für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
(oder erster Betriebsstätte bei Selb-
ständigen) sind als Werbungskosten 
oder Betriebsausgaben abziehbar.

Die Aufwendungen werden grund-
sätzlich durch die verkehrsmittelun-
abhängige Entfernungspauschale in 
Höhe von 30 Cent je Entfernungski-
lometer steuerlich berücksichtigt. Ab 
dem 21. Kilometer beträgt die Ent-
fernungspauschale 38 Cent je Entfer-
nungskilometer.

Sind im Kalenderjahr Kosten für die 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmit-
tel entstanden, die insgesamt die 
Entfernungspauschale für das Kalen-
derjahr übersteigen, können statt der 
Entfernungspauschale die nachge-
wiesenen Kosten für die Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel berück-
sichtigt werden.

Steuerpflichtige

• mit einer erheblichen Gehbehin-
derung (zum Beispiel Merkzeichen 
„G“ und „aG“) und einem Grad der 
Behinderung von mindestens 50 
oder

• mit einem Grad der Behinderung 
von mindestens 70

können für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte mit 
dem eigenen Pkw anstelle der Ent-

fernungspauschale die tatsächlichen 
Fahrzeugkosten abziehen. Gleiches 
gilt auch für Familienheimfahrten bei 
beruflich bedingter doppelter Haus-
haltsführung.

Tatsächliche Kosten oder
pauschale Kilometersätze?

Behinderte Menschen mit entspre-
chenden Beeinträchtigungen kön-
nen den Teilbetrag der jährlichen 
Gesamtkosten, der auf die Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte entfällt, anhand der Jah-
resfahrleistung selbst berechnen. 
Hierbei ist als Wertminderung eines 
Neuwagens jährlich ein Sechstel des 
Neupreises anzusetzen. Bei nachge-
wiesener hoher Fahrleistung kann 
eine kürzere Nutzungsdauer und da-
mit eine höhere jährliche Wertminde-
rung angesetzt werden.

Bei Gebrauchtfahrzeugen bestimmt 
sich die Restnutzungsdauer nach 
dem Alter, der Beschaffenheit und 
dem voraussichtlichen Einsatz des 
Fahrzeugs.

Daneben sind die Kosten für eine 
behinderungsgerechte Fahrzeug-
umrüstung im Jahr der Zahlung als 
außergewöhnliche Belastungen ab-
ziehbar.
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Beispiel 1:

Im Jahr 2023: Jahresgesamtfahrleistung 14.000 Kilometer, Fahrtstrecke 
Wohnung – erste Tätigkeitsstätte 13 Kilometer an 210 Tagen zurückgelegt, 
Neupreis des Pkw 24.000 Euro, Reparaturkosten 464 Euro, Kfz-Steuer/Ver-
sicherung 603 Euro, Benzin 1.043 Euro.

Berechnung:

Wertminderung 1/6 von 24.000 Euro  4.000 Euro

Reparaturkosten     464 Euro

Kfz-Steuer/Versicherung    603 Euro

Benzin      1.043 Euro

Summe      6.110 Euro

Pkw-Kosten pro Kilometer =       6.110 Euro     = 0,44 Euro/Kilometer

             
              14.000 Kilometer

Fahrtkosten Wohnung – erste Tätigkeitsstätte:

210 Tage x 26 Kilometer (Hin- und Rückfahrt)
= 5.460 Kilometer x 0,44 Euro =    2.403 Euro

abzugsfähige Kosten

Um sich diese aufwendige Kostenermitt-
lung sowie die Aufbewahrung von Be-
legen zu ersparen, können Sie alternativ 
ohne Nachweis der tatsächlichen Auf-
wendungen einen pauschalen Betrag 
von 30 Cent je Fahrtkilometer ansetzen. 
Wird ein Teil der Fahrt zur ersten Tätig-
keitsstätte mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zurückgelegt, kann das Wahlrecht 
zwischen Entfernungspauschale und tat-
sächlichen Kosten nur einheitlich für alle 
Teilstrecken ausgeübt werden.

 
 

Wichtig:

Es darf nur eine Hin- und Rückfahrt pro 
Arbeitstag steuerlich berücksichtigt wer-
den.
Ausnahme:

Wird eine behinderte Person im eigenen 
Kraftfahrzeug an jedem Arbeitstag von 
einem Dritten, zum Beispiel dem Ehe-
gatten, zur Tätigkeitsstätte gefahren und 
von dort wieder abgeholt, so können 
auch die Kraftfahrzeugaufwendungen, 
die ihm durch die Ab- und Anfahrten des 
Fahrers (die sogenannten Leerfahrten) 
entstehen, berücksichtigt werden.
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Beispiel 2:

Ein blinder Arbeitnehmer, der von seiner Ehefrau zu seiner 10 Kilometer von der Woh-
nung entfernten ersten Tätigkeitsstätte gefahren wird, kann arbeitstäglich für Fahrten 
zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte 12 Euro als Werbungskosten geltend machen.

So wurde dieses Beispiel errechnet:
10 Kilometer x 4 Fahrten (inklusive 2 Leerfahrten) x 0,30 Euro = 12 Euro.

Beispiel 3:

Ein Arbeitnehmer mit einem Grad der Behinderung von 70 fährt an 210 
Tagen mit der Bahn zu seiner 25 Kilometer entfernten Tätigkeitsstätte. Für 
die Jahreskarte bezahlt er 980 Euro.

Der Arbeitnehmer kann eine Entfernungspauschale in Höhe von 1.659 
Euro abziehen. Diese berechnet sich wie folgt:

210 Tage x 20 Kilometer x 0,30 Euro/Kilometer = 1.260 Euro

+ 210 Tage x 5 Kilometer x 0,38 Euro/Kilometer =     399 Euro

insgesamt 1.659 Euro

Was ist zu tun?

Die genannten Sonderregelungen hän-
gen zunächst vom Grad der Behinderung 
ab. So wie beim allgemeinen Pausch-
betrag für behinderte Menschen (siehe 
Kapitel 4.4) müssen deshalb auch für 
die steuerliche Anerkennung der Fahrten 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte oder für Heimfahrten bei doppelter 
Haushaltsführung die Behinderung und 
der Grad der Behinderung nachgewie-
sen werden.

Liegt ein Grad der Behinderung von min-
destens 50, aber weniger als 70 vor, müs-
sen Sie dem Finanzamt zusätzlich eine er-
hebliche Gehbehinderung nachweisen.

Dieser Nachweis kann durch Vorlage 
eines Schwerbehindertenausweises er-
folgen, in dem das Merkzeichen „G” oder 
„aG” eingetragen ist.

Der Nachweis kann auch durch eine ent-
sprechende Bescheinigung des Versor-
gungsamtes geführt werden.

Für Tätigkeiten im Homeoffice können 
Sie 6 Euro pro Arbeitstag, maximal 1.260 
Euro im Jahr pauschal als sonstige Wer-
bungskosten oder Betriebsausgaben 
geltend machen. 

Die Pauschale wird für die Tage gewährt, 
an denen überwiegend zu Hause ge-
arbeitet wurde oder dauerhaft kein an-
derer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, 
und nur, soweit keine Kosten eines häus-
lichen Arbeitszimmers geltend gemacht 
werden.

Wo geregelt?

§ 9 Abs. 2 Einkommensteuergesetz
R 9.10 Abs. 3 Lohnsteuer-Richt- 
linien
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7 Berücksichtigung der Steuererleichterungen beim   
 Lohnsteuerabzug
Die bisher behandelten steuerlichen 
Entlastungen der Kapitel 1 bis 6 kön-
nen bei der Einkommensteuerveran-
lagung berücksichtigt werden.

Arbeitnehmer und Versorgungs-
empfänger (zum Beispiel Pensionä-
re) können darüber hinaus die Ver-
günstigungen vorab als Freibetrag 
– längstens für einen Zeitraum von 
zwei Jahren – im Lohnsteuerabzugs-
verfahren berücksichtigen lassen.

Der Lohnsteuerabzug wird auf der 
Grundlage der elektronischen Lohn-
steuerabzugsmerkmale (ELStAM) 
durchgeführt. Die persönlichen Lohn-
steuerabzugsmerkmale einschließlich 
zu berücksichtigender Freibeträge 
werden dem Arbeitgeber in einer 
Datenbank der Finanzverwaltung zum 
Abruf zur Verfügung gestellt.

Wenn ein Freibetrag berücksichtigt 
werden soll, können Sie elektronisch 
auf Mein ELSTER (www.elster.de) 
oder bei Ihrem Wohnsitzfinanzamt 
einen Antrag auf Lohnsteuerermäßi-
gung stellen. Ein solcher Freibetrag 
hat den Vorteil, dass man die ent-
sprechende Steuerersparnis sofort 
bei jeder Gehaltsauszahlung erhält, 
anstatt bis zur Einkommensteuerver-
anlagung im folgenden Jahr warten 
zu müssen.

Die hierfür in Frage kommenden Auf-
wendungen nach den Kapiteln 3 bis 

6 werden jedoch nur dann eingetra-
gen, wenn die abziehbaren Beträge 
insgesamt eine Antragsgrenze von 
600 Euro überschreiten. Werbungs-
kosten sind bei der Berechnung der 
Antragsgrenze mit einzubeziehen, 
sofern sie den Arbeitnehmer-Pausch-
betrag von 1.230 Euro übersteigen.

Die Antragsgrenze von 600 Euro gilt 
nicht für die Pauschbeträge für behin-
derte Menschen; diese werden nach 
dem erstmaligen Antrag während 
der Gültigkeitsdauer des Schwerbe-
hindertenausweises automatisch be-
rücksichtigt. 

Die Eintragung eines Freibetrages 
(außer den Pauschbeträgen für be-
hinderte Menschen) verpflichtet je-
doch zur Abgabe einer Einkommen-
steuererklärung.

Näheres finden Sie in der Broschüre 
„Lohnsteuer 2023 - Ein kleiner Ratge-
ber“ der auf www.finanzen.hessen.
de unter der Rubrik „Infomaterial“ 
heruntergeladen werden kann.

Wo geregelt?

§ 39a Einkommensteuergesetz
R 39a Lohnsteuer-Richtlinien
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8 Weitere Steuererleichterungen für Eltern 
 mit behinderten Kindern
Die allgemeinen kinderbedingten Sonderregelungen gelangen bei behin-
derten Kindern natürlich ebenfalls zur Anwendung:

8.1 Kinderfreibetrag/Kindergeld
Eltern erhalten steuerliche Freibeträge 
(Kinderfreibetrag, Freibetrag für Betreu-
ung, Erziehung und Ausbildung) oder Kin-
dergeld. Weitere Einzelheiten finden Sie 
in dem vom Hessischen Ministerium der 
Finanzen herausgegebenen „Steuerweg-
weiser für Eltern”, der Ihnen im Internet auf 
www.finanzen.hessen.de unter der Rubrik 
„Infomaterial“ zum Abruf bereit steht.

Die steuerlichen Freibeträge für  
Kinder oder das Kindergeld sind 
für Kinder bis zur Vollendung des  
18. Lebensjahres uneingeschränkt zu 
gewähren. Kinder mit Behinderung 
können über das 18. Lebensjahr hin- 
aus berücksichtigt werden, soweit be-
stimmte Voraussetzungen erfüllt sind:

Das volljährige Kind muss wegen körper-
licher, geistiger oder seelischer Behinde-
rung außerstande sein, sich selbst zu un-
terhalten. Dies sind insbesondere solche 
Kinder, die schwerbehindert oder den 
schwerbehinderten Menschen gleichge-
stellt sind.

Der Nachweis der Behinderung ist grund-
sätzlich durch Vorlage eines Schwerbehin-
dertenausweises oder eines Bescheides 
der für die Durchführung des Schwer-
behindertenrechts zuständigen Behörde 
(Versorgungsamt) zu führen. Wenn dem 
Kind wegen seiner Behinderung eine 
Rente oder andere laufende Bezüge zu-
stehen, kann der Nachweis auch durch 
den Rentenbescheid oder den Bescheid 
über die Bewilligung laufender Bezüge 
erfolgen. Unabhängig davon kann der 
Nachweis durch Bescheinigung, Zeugnis 
oder Gutachten des behandelnden Arztes 
erbracht werden.

Die Behinderung, deretwegen das 
Kind außerstande ist, sich selbst zu  
unterhalten, muss vor Vollendung des 
25. Lebensjahres eingetreten sein. 
Kinder, die schon vor dem Jahr 2007 
in der Zeit zwischen ihrem 25. und  
27. Geburtstag eine Behinderung erlitten 
haben, werden auch im Jahr 2007 und da-
rüber hinaus steuerlich berücksichtigt.

Ist mein Kind außerstande,  
sich selbst zu unterhalten?
Ob ein Kind wegen seiner Behinderung 
außerstande ist, sich selbst zu unter-
halten, hängt vom Einzelfall ab. Dabei 
kommt es darauf an, ob das Kind mit 

den ihm zur Verfügung stehenden fi-
nanziellen Mitteln seinen gesamten not-
wendigen Lebensbedarf bestreiten kann.
Der notwendige Lebensbedarf setzt 
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sich aus dem allgemeinen Lebensbe- 
darf in Höhe von 10.908 Euro und 
dem individuellen behinderungs-
bedingten Mehrbedarf zusammen. 
Hierzu gehören zum Beispiel:

•  außerordentliche Krankheitskos-
ten,

• Eingliederungshilfe mit Ausnahme 
der Verpflegung,

• ein Betrag in Höhe des Pauschbe-
trages für behinderte Menschen 
oder in Höhe des nachgewiesenen 
höheren Betrages,

• Fahrtkosten des Kindes (siehe Kapi-
tel 4.4) sowie

• ein Pflegebedarf in Höhe des ge-
zahlten Pflegegeldes.

 Führen die Eltern persönliche 
Betreuungsleistungen aus, die 
über die durch das Pflegegeld 
abgedeckte Grundpflege und 
hauswirtschaftliche Arbeiten hi-
nausgehen, wird für jede Be-
treuungsstunde ein Betrag von  
9 Euro als Mehrbedarf angesetzt.

Der notwendige Umfang der persön-
lichen Betreuungsleistungen muss 
durch ein amtsärztliches Attest nach-
gewiesen werden.

Die kindeseigenen finanziellen Mit-
tel setzen sich aus dem verfügbaren 
Nettoeinkommen und den Leistun-
gen Dritter zusammen. Zum verfüg-
baren Nettoeinkommen gehören: 

•  steuerpflichtige Einkünfte, zum 
Beispiel Einkünfte aus selbständi-
ger oder nichtselbständiger Arbeit, 

Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung oder Einkünfte aus priva-
ten Veräußerungsgeschäften, 

• steuerfreie Einnahmen, zum Bei-
spiel Eingliederungshilfen oder El-
terngeld, 

• etwaige Steuererstattungen, bei-
spielsweise aus Einkommen- oder 
Kirchensteuer. 

Abzuziehen sind

•  tatsächlich gezahlte Steuern; da-
runter fallen Steuervorauszahlun-
gen und -nachzahlungen und Steu-
erabzugsbeträge, 

• die unvermeidbaren Vorsorgeauf-
wendungen wie Beiträge zu einer 
Basiskrankenversicherung, einer 
Pflegepflichtversicherung und ge-
setzliche Sozialabgaben bei Arbeit-
nehmern.

Steuerfreie Einnahmen werden um 
eine Kostenpauschale von bis zu 180 
Euro gemindert, wenn nicht höhere 
Aufwendungen im Zusammenhang 
mit den steuerfreien Einnahmen 
glaubhaft gemacht werden.
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8.2 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende

Der Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende beträgt 4.260 Euro für ein 
Kind und erhöht sich um jeweils 240 
Euro (Erhöhungsbetrag) für jedes 
weitere Kind. Der Entlastungsbetrag 
soll die höheren eigenen Lebenshal-
tungskosten der Alleinerziehenden 
abgelten.

Voraussetzung für die Gewährung 
des Entlastungsbetrags ist, dass dem 
Alleinerziehenden für das Kind ein 
Anspruch auf Kindergeld oder die 
steuerlichen Freibeträge zusteht.  
Außerdem muss das Kind zum Haus-
halt des Alleinerziehenden gehören, 
das heißt, es muss dauerhaft in des-
sen Wohnung leben. Zudem müssen 

Verbleibt ein positiver Betrag, ver-
fügt das Kind nicht über die zur 
Bestreitung seines notwendigen 
Lebensbedarfs erforderlichen Mit-
tel und ist somit außerstande, sich 
selbst zu unterhalten. Ein behinder-
tes Kind ist außerstande sich selbst 
zu unterhalten, wenn es im Rahmen 
der Eingliederungshilfe vollstationär 

untergebracht ist und daneben aus-
schließlich Pflegegeld bezieht.

Zusammenfassend

Gesamter notwendiger 
Lebensbedarf

 Grundbedarf in Höhe von 10.908 €
Individueller behinderungsbedingter  
Mehrbedarf

– Kindeseigene 
   finanzielle Mittel

 Verfügbares Nettoeinkommen:
    Alle steuerpflichtigen Einkünfte
+ Steuerfreie Einnahmen
+ Steuererstattungen
- gezahlte Steuern
- unvermeidbare Vorsorgeaufwendungen

 Leistungen Dritter

= Positiver oder  negativer Betrag

Wo geregelt?

§ 32 Abs. 4 und 6 Einkommen- 
steuergesetz
R 32.9 Einkommensteuer- 
Richtlinien
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Sie die Identifikationsnummer des 
Kindes in der Steuererklärung ange-
ben.

Das Kind gehört grundsätzlich zum 
Haushalt der Person, in deren Woh-
nung das Kind gemeldet ist. Besteht 
eine gleichwertige Haushaltszuge-
hörigkeit bei beiden alleinstehenden 
Elternteilen, können diese einver-
nehmlich bestimmen, wem der Ent-
lastungsbetrag zustehen soll. Dies 
gilt unabhängig davon, wem das Kin-
dergeld ausgezahlt wird.  Der Entlas-
tungsbetrag kann daher von demjeni-
gen Elternteil abgezogen werden, für 
den sich die größere Steuerersparnis 
ergibt.

Dies ist jedoch nicht möglich, wenn 
ein Elternteil bei seiner Einkommen-
steuerfestsetzung oder durch Anwen-
dung der Steuerklasse II beim Lohn-
steuerabzug den Entlastungsbetrag 
bereits in Anspruch genommen hat.

Wenn sich die Eltern nicht einigen 
können oder keine Bestimmung 
treffen, steht der Entlastungsbetrag 
demjenigen Elternteil zu, der das Kin-
dergeld erhält. In den Fällen, in denen 
nur ein Anspruch auf den Kinderfrei-
betrag besteht, erhält der Elternteil 
den Entlastungsbetrag, der die Vor-
aussetzungen für die Auszahlung des 
Kindergeldes erfüllen würde.

Ist das Kind zwar bei beiden Elterntei-
len gemeldet, aber nur ein Elternteil 
ist alleinstehend, kann dem alleinste-
henden Elternteil der Entlastungsbe-
trag für Alleinerziehende unabhängig 
davon gewährt werden, ob dieser die 

Voraussetzungen für die Auszahlung 
des Kindergeldes erfüllt oder erfüllen 
würde.

Alleinstehend ist, wer nicht die Vo-
raussetzungen für die Anwendung 
des Splitting-Verfahrens erfüllt (zum 
Beispiel Ledige, Geschiedene, dau-
ernd getrennt lebende Ehegatten 
oder Lebenspartner) oder verwitwet 
ist und nicht mit einer anderen voll-
jährigen Person zusammen lebt.

Für den Entlastungsbetrag ist es un-
schädlich, wenn Ihr volljähriges Kind, 
für das Sie Kindergeld oder den Kin-
derfreibetrag erhalten, bei Ihnen im 
Haushalt wohnt. Bei allen anderen mit 
Haupt- oder Nebenwohnsitz in Ihrer 
Wohnung gemeldeten Erwachsenen 
wird eine Haushaltsgemeinschaft, 
also ein gemeinsames Wirtschaften, 
grundsätzlich unterstellt.

Sie können diese Vermutung wider-
legen, wenn sich die andere Person 
tatsächlich und finanziell nicht an der 
Haushaltsführung beteiligen kann.

Diese Voraussetzungen liegen vor, 
wenn 

•  ein Schweregrad der Behinderung 
nach § 14 SGB XI festgestellt wurde 
oder Blindheit vorliegt,

•  die Einkünfte und Bezüge weniger 
als 10.908 Euro betragen und

•  das Vermögen unter 15.500 Euro 
liegt.

Für jeden Monat, in dem die oben 
genannten Voraussetzungen nicht 
vorgelegen haben, ermäßigt sich der 
Entlastungsbetrag um ein Zwölftel.
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Was ist zu tun?

Sie können beim Finanzamt die An-
wendung der Steuerklasse II beantra-
gen, wenn bei Ihnen die Vorausset-
zungen für die Berücksichtigung des 
Entlastungsbetrags für Alleinerzie-
hende vorliegen.

Für die Antragstellung nutzen Sie bitte 
das Formular „Antrag auf Lohnsteuer-
ermäßigung” mit der dazugehörigen 
„Anlage Kinder zum Lohnsteuerer-
mäßigungsantrag”. Sie finden diese 
auf www.finanzen.hessen.de unter 
der Rubrik „Steuern/Vordrucke/Lohn-
steuer”.

Mit der Steuerklasse II wird der Ent-
lastungsbetrag für ein Kind automa-
tisch berücksichtigt. Wenn Sie wegen 
weiterer Kinder Anspruch auf einen 
oder mehrere Erhöhungsbeträge 
haben, können Sie einen Antrag auf 
Lohnsteuerermäßigung stellen (siehe 
Kapitel 7). Ansonsten werden die Er-
höhungsbeträge bei der Abgabe von 
Steuererklärungen berücksichtigt.

Wo geregelt?

§§ 24b, 38b, 39 Einkommen- 
steuergesetz

8.3 Kinderbetreuungskosten

Von den Aufwendungen für Dienst-
leistungen zur Betreuung eines Kin-
des werden zwei Drittel, höchstens 
4.000 Euro im Jahr steuerlich als Son-
derausgaben berücksichtigt, wenn

• für das Kind ein Anspruch auf die 
steuerlichen Freibeträge oder auf 
Kindergeld besteht,

• das Kind zum Haushalt des Steuer-
pflichtigen gehört und

• das Kind das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder das Kind 
wegen einer vor Vollendung des 
25. Lebensjahres eingetretenen 
körperlichen, geistigen oder see-
lischen Behinderung außerstande 
ist, sich selbst zu unterhalten (siehe 
hierzu auch Kapitel 8.1).

Haben beide Elternteile Betreuungs-
kosten getragen, werden diese bei 
jedem Elternteil grundsätzlich nur bis 
zum hälftigen Höchstbetrag (2.000 
Euro) berücksichtigt.

Für im Ausland lebende Kinder wird 
der Höchstbetrag unter Umständen 
gekürzt. Hierdurch werden die Unter-
schiede bei den Lebenshaltungskos-
ten im Ausland berücksichtigt. Die 
für die Kürzung maßgebliche Län-
dergruppeneinteilung ist in der An-
leitung zur Einkommensteuererklärung 
(Hauptvordruck) abgedruckt. Diese 
erhalten Sie mit den Erklärungsvor-
drucken oder auf www.finanzen.
hessen.de unter der Rubrik „Steuern/
Vordrucke“.
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Welche Kosten werden berücksich-
tigt?

Für einen Abzug kommen grundsätz-
lich alle Kosten in Betracht, die der 
Betreuung des Kindes dienen. Hier-
unter fallen beispielsweise die Kos-
ten für eine Tagesmutter, für einen 
Krippenplatz oder die Kindergarten-
gebühren.

Aufwendungen für Unterricht, für die 
Vermittlung besonderer Fähigkeiten 
sowie für sportliche und andere Frei-
zeitbetätigungen werden nicht be-
rücksichtigt.

Was ist zu tun?

Sie können die Berücksichtigung von 
Kinderbetreuungskosten im Rahmen 

der Einkommensteuererklärung in 
der Anlage Kind beantragen. Auch 
eine Berücksichtigung im Lohnsteu-
erabzugsverfahren ist möglich, so- 
weit die Antragsgrenze von 600 Euro 
überschritten ist (siehe Kapitel 7).

Voraussetzung für den Abzug ist, 
dass Sie für die Aufwendungen eine 
Rechnung erhalten und die Zahlung 
auf das Konto des Leistungserbrin-
gers erfolgt ist. Das Finanzamt kann 
die Belege im Einzelfall anfordern. 

Wo geregelt?

§ 10 Abs. 1 Nr. 5 Einkommen- 
steuergesetz

8.4 Sonstige kindbedingte Steuererleichterungen

• Minderung der zumutbaren Be-
lastung bei außergewöhnlichen 
Belastungen allgemeiner Art (§ 33 
Abs. 3 Einkommensteuergesetz – 
siehe Kapitel 3),

• Freibetrag für den Sonderbedarf 
eines sich in Ausbildung befinden-
den volljährigen und auswärtig un-
tergebrachten Kindes (§ 33a Abs. 2 
Einkommensteuergesetz),

• Minderung der Kirchensteuer und 
des Solidaritätszuschlags (§ 51a 
Abs. 2 Einkommensteuergesetz).

Nähere Informationen hierzu bie-
tet die Broschüre „Steuerwegweiser 
für Eltern“, die Ihnen im Internet auf 
www.finanzen.hessen.de unter der 
Rubrik „Infomaterial“ zum Abruf be-
reit steht.
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9 Steuerfreie Einnahmen einer Gastfamilie für die 
 Aufnahme eines behinderten oder von Behinderung 
 bedrohten Menschen
Behinderte Menschen finden in Gast-
familien Unterstützung, welche eine 
Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben außerhalb von Einrichtungen 
der Behindertenhilfe ermöglichen. 
Der Staat honoriert diese Integra-
tionsleistungen. Gastfamilien, die 
Menschen mit Behinderung aufneh-
men, müssen ihre Einnahmen aus 
der Betreuung nicht versteuern. Vo-
raussetzung ist, dass die Zahlungen 
durch einen Leistungsträger nach 
dem Sozialgesetzbuch erfolgen.

Gleiches gilt für Selbstzahlungen durch 
die behinderte Person bis zur Höhe der 

Leistungen nach dem Zwölften Buch 
des Sozialgesetzbuchs.

Gastfamilien in diesem Sinne können 
sein:

• Angehörige des behinderten Men-
schen,

• andere Familien mit oder ohne Kin-
dern,

• Lebensgemeinschaften,

• Alleinerziehende oder

• alleinstehende Personen.

Wo geregelt?

§ 3 Nr.10 Einkommensteuergesetz

10 Sonderregelung für behinderte Menschen 
 beim Versorgungsfreibetrag
Die im öffentlichen und privaten 
Dienst gezahlten Versorgungsbezü-
ge unterliegen als Bezüge aus einem 
früheren Dienstverhältnis grundsätz-
lich in voller Höhe der Einkommen-
steuer und dem Lohnsteuerabzug. 
Um die gegenüber der Besteuerung 
von Renten vergleichsweise höhere 
Besteuerung der Versorgungsbe-
züge abzumildern, wird ein Versor-
gungsfreibetrag gewährt.

Bei einem Versorgungsbeginn bis 
Ende 2005 beträgt der Versorgungs-
freibetrag 40 Prozent der Versorgungs-
bezüge, höchstens jedoch 3.000 Euro. 

Darüber hinaus wird ein Zuschlag zum 
Versorgungsfreibetrag in Höhe von 
maximal 900 Euro berücksichtigt. Ein 
Werbungskostenpauschbetrag von 
102 Euro wird angesetzt, wenn nicht 
höhere Werbungskosten nachgewie-
sen werden.

Da künftige Rentnerjahrgänge schritt-
weise in größerem Umfang der Be-
steuerung unterliegen, wird für die 
Versorgungsempfänger, deren Ver-
sorgung nach Ablauf des Jahres 2005 
beginnt, der Versorgungsfreibetrag 
und der Zuschlag zum Versorgungs-
freibetrag schrittweise zurückgeführt 
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(siehe hierzu auch die Ausführungen 
im „Steuerwegweiser für den Ruhe-
stand“, abrufbar auf www.finanzen.
hessen.de unter der Rubrik „Infoma-
terial“).

Auch beim Versorgungsfreibetrag 
gibt es für behinderte Menschen 
eine Sonderregelung:

Bezüge aus ehemaligen privatrecht-
lichen Arbeitsverhältnissen, die we-
gen Erreichens einer Altersgrenze 
gezahlt werden, gelten nach den all-
gemeinen Grundsätzen nur dann als 
Versorgungsbezüge, wenn der Leis-
tungsempfänger das 63. Lebensjahr 
vollendet hat.

Für schwerbehinderte Menschen mit 
einem Grad der Behinderung von 
mindestens 50 ist diese Altersgrenze 
auf die Vollendung des 60. Lebens-
jahres herabgesetzt. 

Für Bezüge, die wegen verminder-
ter Erwerbstätigkeit gezahlt wer-

den und für Hinterbliebenenbezü-
ge, wird der Versorgungsfreibetrag 
unabhängig vom Alter des Ver-
sorgungsempfängers berücksich- 
tigt.

Was ist zu tun?

Der Arbeitgeber berücksichtigt den 
Versorgungsfreibetrag beim Lohn-
steuerabzug automatisch.

Auch die Finanzämter berücksichti-
gen den Versorgungsfreibetrag bei 
der Einkommensteuerveranlagung 
von Amts wegen entsprechend den 
Angaben in der Lohnsteuerbeschei-
nigung.

Wo geregelt?

§ 19 Abs. 2 Einkommensteuerge-
setz
R 19.8 und R 39b.3 Lohnsteuer- 
Richtlinien
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11 Besteuerung von Renten
Seit 2005 unterliegen Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, 
der landwirtschaftlichen Alterskasse, 
aus berufsständischen Versorgungs-
einrichtungen sowie bestimmten 
privaten Rentenversicherungen der 
sogenannten nachgelagerten Be-
steuerung. Damit wurde die steuer-
liche Behandlung von Renten und 
Versorgungsbezügen vereinheitlicht. 
Nach dem Prinzip der nachgelager-
ten Besteuerung unterliegen Renten 
insoweit der Besteuerung, als die 
Rentenversicherungsbeiträge steuer-
unbelastet geblieben sind.

Seit 2005 unterliegen Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, 
deren Laufzeit im Jahr 2005 oder frü-
her begonnen hat, daher mit einem 
Anteil von 50 Prozent der Besteue-
rung. Damit wird berücksichtigt, dass 
diese Renten mindestens zur Hälfte 
auf steuerunbelasteten Beiträgen – 
den steuerfreien Arbeitgeberbeiträ-
gen zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung – beruhen.

Der Besteuerungsanteil bleibt grund-
sätzlich für die gesamte Laufzeit der 

Renten unverändert. Regelmäßige 
Anpassungen des Rentenbetrags 
unterliegen jedoch in vollem Umfang 
der Besteuerung.

Für Renten, deren Laufzeit im Jahr 
2006 oder später beginnt, steigt 
der Besteuerungsanteil für jedes 
Jahr des späteren Rentenbeginns 
schrittweise an; im Gegenzug steht 
ab 2005 ein schrittweise erweiterter 
Sonderausgabenabzug für Beiträge 
zur Altersvorsorge zur Verfügung. 
Seit dem Jahr 2023 sind sie vollstän-
dig abziehbar.

Nähere Informationen zur Rentenbe-
steuerung, insbesondere bei Unter-
brechung der Rentenleistung oder 
bei Änderungen des Rentenbetrags, 
finden Sie in der Broschüre „Steuer- 
wegweiser für den Ruhestand“, ab-
rufbar auf www.finanzen.hessen.de 
unter der Rubrik „Infomaterial“.

Wo geregelt?

§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a 
Einkommensteuergesetz
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12 Freibetrag für Veräußerungsgewinne
Gewerbliche Veräußerungsgewin-
ne gehören nach § 16 Einkommen-
steuergesetz zu den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb.

Betriebsinhaber, die das 55. Lebens-
jahr vollendet haben oder die im so-
zialversicherungsrechtlichen Sinne 
dauernd berufsunfähig sind, erhalten 
auf Antrag einmalig einen Freibetrag 
von 45.000 Euro.

Der Freibetrag ermäßigt sich um den 
Betrag, um den der Veräußerungsge-
winn 136.000 Euro übersteigt. Im Fal-
le eines Veräußerungsgewinns von 
181.000 Euro und mehr ist der Frei-
betrag daher „aufgezehrt“ und wirkt 
sich steuerlich nicht mehr aus.

Zum Nachweis der dauernden Be-
rufsunfähigkeit reicht die Vorlage 
eines Bescheids des Rentenversi-
cherungsträgers aus, aus dem die 
Berufsunfähigkeit oder Erwerbsun-
fähigkeit im Sinne der gesetzlichen 
Rentenversicherung hervorgeht.

Der Nachweis kann auch durch eine 
amtsärztliche Bescheinigung er-
bracht werden. Auch die Leistungs-
pflicht einer privaten Versicherung, 
deren Versicherungsbedingungen 
an einen Grad der Berufsunfähigkeit 
von mindestens 50 Prozent oder an 
eine Minderung der Erwerbsfähig-
keit wegen Krankheit oder Behinde-
rung auf weniger als sechs Stunden 
täglich anknüpfen, kann als Nachweis 
dienen.

Die vorstehenden Ausführungen 
gelten entsprechend bei Gewinnen, 
die bei der Veräußerung eines land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebs 
sowie bei der Veräußerung eines der 
selbständigen Arbeit dienenden Be-
triebsvermögens erzielt werden.

Wo geregelt?

§§ 14, 16 Abs. 4 und 18 Abs. 3 
Einkommensteuergesetz
R 16 Abs. 13 und 14 Einkommen-
steuer-Richtlinien 
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Vermögensbildung

Vorzeitige Verfügung über vermögenswirksam 
angelegte Beträge
Für folgende Anlageformen vermö-
genswirksamer Leistungen bestehen 
gesetzliche Sperrfristen:

•  Sparverträge über Wertpapiere oder 
andere Vermögensbeteiligungen,

•  Wertpapier-Kaufvertrag,

•  Beteiligungs-Vertrag,

•  Beteiligungs-Kaufvertrag sowie

•  Aufwendungen nach dem Woh-
nungsbau-Prämiengesetz.

Die Förderung setzt voraus, dass 
die Leistungen bis zum Ablauf einer 
Sperrfrist festgelegt sind und nicht 
vorzeitig über sie verfügt wird. Eine 
vorzeitige Verfügung hätte den Ver-
lust des Anspruchs auf Arbeitneh-
mer-Sparzulage zur Folge.

Eine Ausnahme gilt, wenn der Arbeit-
nehmer nach Vertragsabschluss völlig 
erwerbsunfähig geworden ist. In ei-
nem solchen Fall kann der Arbeitneh-
mer über die Leistungen vorzeitig frei 
verfügen und die festgesetzte Arbeit-
nehmer-Sparzulage wird ausgezahlt.

Für nach dem Wohnungsbau-Prä-
miengesetz begünstigte Bausparver-
träge bestehen ebenfalls Sperrfristen, 
vor deren Ablauf über Sparbeiträge 
grundsätzlich nicht prämienunschäd-
lich verfügt werden kann. Auch hier gilt 
die Ausnahme, dass bei einer völligen 
Erwerbsunfähigkeit nach Vertragsab-
schluss der Arbeitnehmer über seine 

Sparleistungen und die dann fälligen 
Wohnungsbauprämien vor Ablauf der 
Festlegungsfrist frei verfügen kann.

Eine vorzeitige unschädliche Verfü-
gung ist auch dann möglich, wenn 
nicht der Sparer selbst, sondern sein 
Ehegatte nach Vertragsabschluss völlig 
erwerbsunfähig geworden ist. Voraus-
setzung ist dann aber, dass die Eheleu-
te bei Eintritt der Erwerbsunfähigkeit 
nicht dauernd getrennt gelebt haben.

Wann liegt eine völlige Erwerbsun-
fähigkeit vor?

Von einer völligen Erwerbsunfähig-
keit ist auszugehen, wenn der Grad 
der Behinderung mindestens 95 be-
trägt oder eine volle Erwerbsminde-
rung vorliegt. Das ist der Fall, wenn 
es auf absehbare Zeit nicht möglich 
ist, mindestens drei Stunden täglich 
zu arbeiten.

Was ist zu tun?

Um vorzeitig unschädlich über das 
angelegte Geld verfügen zu können, 
muss dem Finanzamt, Kreditinstitut 
oder der Bausparkasse die Erwerbs-
unfähigkeit nachgewiesen werden. 
In Zweifelsfällen muss auch glaubhaft 
gemacht werden, dass die völlige Er-
werbsunfähigkeit nach Abschluss des 
begünstigten Vertrages eingetreten ist.
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Kraftfahrzeugsteuer

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz ge-
währt unter bestimmten Vorausset-
zungen steuerliche Vergünstigungen 
in Form von Steuerbefreiungen be-
ziehungsweise Steuerermäßigungen 
für schwerbehinderte Halter von 
Kraftfahrzeugen.

Zuständig für die Erhebung und Fest-
setzung der Kraftfahrzeugsteuer sind 
die Hauptzollämter des Bundes.

Weitere Informationen zu den Steuer- 
vergünstigungen für behinderte 
Menschen stehen auf der Internet-
seite der Zollverwaltung (www.zoll.

de) unter der Rubrik „Privatperso-
nen/Kraftfahrzeugsteuer“ zum Abruf 
bereit.

Darüber hinaus steht für Fragen zur 
Kraftfahrzeugsteuer die „Zentrale 
Auskunft Kraftfahrzeugsteuer“ unter 
0351 / 44834-550 als Ansprechpart-
ner zur Verfügung.

Dort können auch die Kontaktdaten 
der zuständigen beziehungsweise 
nächstliegenden Zolldienststelle ein-
gesehen werden.

Grundsteuer
Steuervergünstigung für behinderte Menschen 
bei Kapitalabfindungen
Bestimmte Personengruppen können 
in den Genuss einer Grundsteuerver-
günstigung kommen. Hierunter fallen

• Kriegsbeschädigte und andere Kör- 
perbeschädigte, denen zum Er-
werb oder zur wirtschaftlichen Stär- 
kung ihres Grundbesitzes eine Ka- 
pitalabfindung nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz oder eine Grund- 
rentenabfindung nach dem Renten-
kapitalisierungsgesetz gewährt wurde.

• Witwen und Witwer mit Anspruch auf 
Rente oder auf Witwenbeihilfe und 
Ehegatten von Verschollenen, die 
nach § 78a Bundesversorgungsge-

setz eine Kapitalabfindung erhalten 
haben.

Kapitalabfindungen nach anderen als 
den oben genannten Gesetzen kom-
men dagegen für eine Grundsteuerer-
mäßigung nicht in Betracht.

Worin besteht diese Vergünstigung?

Besteuerungsgrundlage bei der 
Grundsteuer sind die festgestellten 
Einheitswerte nach den Wertverhält-
nissen zum 1. Januar 1964. Für ein 
Grundstück, das mit Hilfe einer Kapital-
abfindung erworben oder zu dessen 
wirtschaftlicher Stärkung die Kapital-
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abfindung eingesetzt wird, wird für die 
Besteuerung nur der um die Kapital-
abfindung verminderte Einheitswert 

zugrunde gelegt. Von dem sich erge-
benden Restbetrag des Einheitswerts 
wird dann die Grundsteuer erhoben.

Wie lange wird die Grundsteuervergünstigung gewährt?

Die Grundsteuervergünstigung wird 
grundsätzlich so lange gewährt, wie 
die Versorgungsbezüge wegen der 
Kapitalabfindung gekürzt sind. Der 
Vergünstigungszeitraum ist also im 
Allgemeinen ebenso lang wie der 
Abfindungszeitraum. Dies sind in der 
Regel 10 Jahre.

Für die folgenden Kalenderjahre wird 
die Grundsteuer wieder vom vollen 
Betrag des Einheitswerts erhoben. 
Doch auch hier gibt es eine Ausnah-
me:

Stirbt ein verheirateter Steuerpflichti-
ger, bei dem im Zeitpunkt des Todes 
die Voraussetzungen für die Grund-
steuervergünstigung vorgelegen 
haben, und erbt seine Witwe das ge-
förderte Grundstück ganz oder teil-
weise, so steht auch der Witwe die 
Steuervergünstigung zu. Die gilt so 
lange sie das Grundstück zu Wohn-
zwecken nutzt und nicht wieder hei-
ratet.

Der Zeitraum der Vergünstigung ist 
also hier weder auf den Abfindungs-
zeitraum beschränkt noch kommt 
es darauf an, dass die Witwenrente 
selbst abgefunden wurde.

Was ist zu tun?

Die Entscheidung über die Gewäh-
rung der vorgenannten Steuerver-
günstigungen erfolgt im sogenann-
ten Steuermessbetragsverfahren.

Dieses Verfahren führt die Bewer-
tungsstelle des Finanzamts durch, in 
dessen Zuständigkeitsbereich das 
Grundstück liegt.

Da die Landesversorgungsämter die 
Finanzämter von der Gewährung der 
Kapitalabfindung unterrichten, be-
rücksichtigt das Finanzamt die Grund-
steuervergünstigung in der Regel von 
Amts wegen. Sollte dies einmal nicht 
der Fall sein, muss von Ihnen ein ent-
sprechender Antrag gestellt werden. 

Die vorgenannte Grundsteuerver-
günstigung ist bis zum 31. Dezember 
2024 gültig. Ab dem 1. Januar 2025 
entfällt die Regelung.

Wo geregelt?
§ 36 Grundsteuergesetz 
alte Fassung 
Abschnitt 44 Grundsteuer-
Richtlinien 
§ 37 Abs. 2 Grundsteuergesetz 
neue Fassung
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Weitere Publikationen des 
Hessischen Ministeriums der Finanzen:
• Steuerwegweiser 

für Erbschaften und Schenkungen

• Steuerwegweiser 
für den Ruhestand

• Steuerwegweiser für Eltern

• Steuerwegweiser 
für gemeinnützige Vereine und 
Übungsleiter/innen

• Steuertipps bei Aushilfsarbeit 
von Schülerinnen, Schülern und 
Studierenden

• Steuertipps bei haushaltsnahen 
Beschäftigungsverhältnissen, 
Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen in 
privaten Haushalten

• Steuerwegweiser für Existenzgründer

Diese Broschüren können bei jedem 
hessischen Finanzamt abgeholt oder 
bei dem

Hessischen Ministerium 
der Finanzen 
Referat Öffentlichkeitsarbeit 
Friedrich-Ebert-Allee 8 
65185 Wiesbaden

angefordert werden.

Außerdem sind sie im Internet auf
www.finanzen.hessen.de
unter der Rubrik
„Infomaterial”
abrufbar.
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Anmerkung zur Verwendung

Diese Druckschrift wird im Rahmen 
der Öffentlichkeitsarbeit der Hessi-
schen Landesregierung herausgege-
ben. Sie darf weder von Parteien noch 
von Wahlbewerberinnen, Wahlbe-
werbern oder Wahlhelferinnen, Wahl-
helfern während eines Wahlkampfes 
zum Zwecke der Wahlwerbung ver-
wendet werden. Dies gilt für Bundes-
tags-, Landtags- und Kommunalwah-
len.

Missbräuchlich ist insbesondere die 
Verteilung auf Wahlveranstaltungen, 
an Informationsständen der Parteien 
sowie das Einlegen, Aufdrucken oder 
Aufkleben parteipolitischer Informa-
tionen oder Werbemittel. Untersagt 
ist gleichfalls die Weitergabe an Drit-

te zum Zwecke der Wahlwerbung.

Auch ohne zeitlichen Bezug zu ei-
ner bevorstehenden Wahl darf die 
Druckschrift nicht in einer Weise ver-
wendet werden, die als Parteinahme 
der Landesregierung zugunsten ein-
zelner politischer Gruppen verstan-
den werden könnte.

Die genannten Beschränkungen gel-
ten unabhängig davon, wann auf 
welchem Weg und in welcher Anzahl 
diese Druckschrift der Empfängerin, 
dem Empfänger zugegangen ist.

Den Parteien ist es jedoch gestattet, 
die Druckschrift zur Unterrichtung 
ihrer eigenen Mitglieder zu verwenden.
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